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3. Abschnitt 

Benützungsentgelte und sonstige Entgelte 

Regelungen für die Ermittlung der Benützungsentgelte 

§ 67. (1) Benützungsentgelte für den Zugang zur Schieneninfrastruktur einschließlich des 
Mindestzugangspaketes (§ 58 Abs. 1) sind grundsätzlich in Höhe der Kosten zu ermitteln, die unmittelbar 
aufgrund des Zugbetriebes anfallen. 

(2) Zuschläge sind für zeitliche und örtliche Kapazitätsengpässe auf einer Strecke, einem 
Streckenteil oder sonstigen Abschnitt der Schieneninfrastruktur für die Dauer der Überlastung derselben 
zulässig. 

(3) Höhere Benützungsentgelte können für den Zugang auf einer Schieneninfrastruktur festgesetzt 
werden, wenn deren Bau oder Ausbau nach dem 15. März 1986 abgeschlossen wurde oder wird, zu einer 
erhöhten Leistungsfähigkeit oder verminderten Kosten für die Nutzung führt, und wenn dieser Bau oder 
Ausbau ohne erhöhte Benützungsentgelte nicht durchgeführt worden wäre oder durchführbar wäre. Bei 
der Festsetzung solcher höherer Benützungsentgelte können dabei unter Berücksichtigung der 
Wettbewerbssituation der betroffenen Eisenbahnverkehrsleistungen die langfristigen Investitionskosten 
zugrunde gelegt werden. 

(4) Sofern die Benützungsentgelte nach den in Abs. 1 bis 3 genannten Grundsätzen und sonstige 
Erlöse aus dem Betreiben der Schieneninfrastruktur nicht ausreichen, um eine volle Deckung der Kosten 
zu erreichen, können hiezu weitere Zuschläge festgesetzt werden, die aber die Nutzung der 
Schieneninfrastruktur für Arten von Eisenbahnverkehrsleistungen nicht ausschließen dürfen, die 
mindestens die unmittelbar aufgrund des Zugbetriebes anfallenden Kosten zuzüglich einer 
marktgerechten Rendite decken können. 

(5) Die Benützungsentgelte können über einen angemessenen Zeitraum wie insbesondere ein 
Kalenderjahr oder eine Netzfahrplanperiode und pro Art und Zeit der Eisenbahnverkehrsleistungen 
gemittelt festgesetzt werden. Dabei muss die relative Höhe der pauschalierten Benützungsentgelte zu den 
von den Eisenbahnverkehrsleistungen verursachten Kosten in Beziehung bleiben. 

(6) Ausgehend von den genannten Grundsätzen sind für ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
Benützungsentgeltregeln, einschließlich gemittelter Entgeltsätze, zu erstellen, die für das Schienennetz 
dieses Unternehmens anzuwenden sind. In ihren Unterscheidungen für Teile des Netzes sind sie so 
auszugestalten, dass Diskriminierungen potenzieller Zugangsberechtigter vermieden werden, sie für 
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gleichartige Nutzungen der Schieneninfrastruktur eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens vergleichbar 
sind und für vergleichbare Eisenbahnverkehrsleistungen in einem Segment des Schienenverkehrsmarktes 
keine Ungleichbehandlung Zugangsberechtigter auslösen. 

(7) Die Benützungsentgeltregeln müssen überdies leistungsabhängige Bestandteile enthalten, die den 
Zugangsberechtigten und dem Eisenbahninfrastrukturunternehmen Anreize zur Vermeidung von 
Betriebsstörungen und zur Erhöhung der Leistung der Schieneninfrastruktur bieten. Das können 
insbesondere Pönalen für Betriebsstörungen der Schieneninfrastruktur, eine Entschädigung für von den 
Störungen betroffene Zugangsberechtigte und eine Bonusregelung für Leistungen, die das vereinbarte 
Leistungsniveau übersteigen, sein. 


